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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

15.10.2003 

Geschäftszahl 

2002/12/0064 

Rechtssatz 

Das allgemeine Diskriminierungsverbot des Art. 6 EGV (nunmehr Art. 12 EG) in Verbindung mit den 
Vorschriften über die Dienstleistungsfreiheit ist dann nicht verletzt, wenn die Verweigerung der Zuerkennung 
der Parteistellung ihre Ursache nicht in der Staatsangehörigkeit hat (vgl. das hg. E vom 3. Februar 2000, Zl. 
99/07/0190). 


